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gar nicht davon ablassen konnte, 
zu betonen, dass zugunsten der 
Bildungspolitik gespart werden 
würde. Jetzt muss an dieser Stelle 
nicht darüber sinniert werden, ob 
Sparpolitik in der gegenwärtigen 
gesellschaftspolitischen Situation 
sinnvoll ist – sie ist es nicht! 

Fakten
Wenn wir uns die Fakten ansehen: 
Der Haushaltsplan des Schulmini-
steriums steigt zwar faktisch um 
1,62%, was allerdings angesichts 
eines Gesamtanstiegs des Haus-
haltes um über 7% deutlich zurück-
bleibt. Seit Jahren erleben wir 
jedoch, dass die Landesregierung 
zwar tröpfchenweise den Haushalt 
erhöht, aber diese Erhöhungen im 
Vergleich unterproportional sind: 
Das hohe Lied der Priorisierung von 
Bildung bekommt Dissonanzen. 
Berücksichtigt man die weitere 
Finanzplanung des zuständigen 
Ministeriums bis zum Jahr 2027 muss 
man feststellen, dass sich der Anteil 
des Einzelplans 05 während der 
Regierungszeit der CDU seit dem 
Jahr 2017 von zwischenzeitlich gut 
25 Prozent auf 20,92 Prozent redu-
zieren wird. Es lässt sich in den letz-
ten Jahren sowie für die kommen-
den Jahre eine Entwicklung 
beschreiben, die einen Rückgang 
von Investitionen in den Bildungs-
bereich deutlich aufzeigt. Da der 
Gesamthaushalt zunehmend 
wächst, bedeutet das unterpro-

portionale Anwachsen im Bildungs-
bereich de facto eine prozentuale 
Reduzierung der Investitionen zum 
Gesamthaushalt, wenngleich es 
sich um einen absoluten Zuwachs 
handelt. 

Wenn Ministerpräsident Wüst also 
vorgibt, die Bildung zu priorisieren, 
muss man genau hinschauen, 
dann erkennt man:  Anstatt Bil-
dung die Vorfahrt zu gewähren, 
wird sie weiterhin systematisch 
ausgebremst. Angesichts dieser 
politischen Schwerpunktsetzung 
kann es niemanden verwundern, 
wenn das Bildungssystems als 
Mangelsystem leistungsunfähig ist 
und bleiben wird. Das Problem ist 
hausgemacht – damit sind übri-
gens auch Grüße an SPD, Grüne 
und FDP verbunden, die es wie die 
CDU in Land und Bund nicht 
geschafft haben, hier entspre-
chend zu handeln und guter Bil-
dung Vorfahrt zu gewähren. 

Zum Abschluss
Der eigentliche bildungspolitische 
Skandal liegt aber nach wie vor 
darin, dass Bildungserfolg von der 
sozialen Herkunft abhängt. Das 
wissen wir, seit Jahrzehnten und 
dennoch ändert die Politik nichts 
daran. Diesen undemokratischen 
Zustand müssen wir endlich über-
winden – hier freue ich mich auf 
die Zusammenarbeit von GEW 
und GGG!  

Interview
Auf Antrag der SPD-Fraktion hatte der Landtag von  
Nordrhein-Westfalen im Mai 2023 die Enquete-Kommission 
„Chancengleichheit in der Bildung“ eingesetzt. 

Wir sprechen mit Jochen Ott, dem Vorsitzenden der SPD-Fraktion, 
über die inhaltlichen Fragestellungen der Kommission.

Redaktion Herr Ott, die OECD 
hatte der deutschen Bildungspoli-
tik und Gesellschaft bereits vor 
über 20 Jahren den Spiegel vorge-
halten und den Finger in die 
Wunde gelegt: Das gegliederte 
Schulsystem ist ungerecht, be- 
nachteiligt Kinder aus armen 
Familien und erzeugt systemisch 
Verlierer.
Was soll also diese Kommission 
noch herausfinden, was wir nicht 
schon längst wissen? 

Jochen Ott
Es geht um konkrete Vorschläge, 
wie wir Chancengleichheit in NRW 
endlich Wirklichkeit werden lassen. 
Dazu gehört natürlich auch die 
Bestandsaufnahme neuester wis-
senschaftlicher Erkenntnisse. Da- 
bei wollen wir uns vor allem die 
Schnittstellen zwischen Kita, Grund-
schule, weiterführender Schule und 
beruflicher/akademischer Bildung 
ganz genau anschauen. Wir gehen 
dabei der Frage nach, an welcher 
Stelle im System es besonders 
knirscht und uns die Kinder verloren 
gehen. Enquete-Kommissionen 

sind ja immer darauf ausgerichtet, 
parteiübergreifendes Einverneh-
men in gesellschaftlichen Fragen 
von grundsätzlicher Bedeutung zu 
erzielen. Dadurch haben wir die 
Chance, das Bildungssystem in 
NRW substanziell weiterzuentwi-
ckeln und auch die Streits über 
Schulstrukturen zu überwinden. 

Redaktion Zahlen belegen auch 
20 Jahre nach PISA wieder, dass 
die schulische Bildungsbeteiligung 
im engen Zusammenhang mit der 
Sozialstruktur in einem Stadtteil 
steht – Kinder aus Schulen in armen 
Vierteln haben immer noch nach-
weislich schlechtere Chancen auf 
einen höherwertigen Bildungsab-
schluss als Kinder aus reichen Vier-
teln. 
Inwieweit beschäftigt sich die 
Kommission mit dieser Tatsache?

Jochen Ott
Auch das wird sich die Kommission 
sehr genau anschauen. Allerdings 
haben wir in dieser Frage in der 
Tat kein Erkenntnis-, sondern ein 
Vollzugsdefizit. Mit dem neuen 
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Redaktion Kürzlich forderten die 
Städte in NRW in ihrer „Gelsenkir-
chener Erklärung“ (16.11.23) vom 
Land viel mehr Geld für Schulen. 
Dem Schulsystem in NRW wird 
angesichts zahlreicher Baustellen, 
wie z.B. in den Bereichen Digitali-
sierung, Betreuungsangebote im 
Ganztag und Ressourcen für Schu-
len in armen Vierteln, ein Kollaps 
prognostiziert, wenn das Land 
nicht viel mehr Geld dafür in die 
Hand nehmen sollte.
Kann mehr Geld ein marodes 
Schulsystem retten oder brau-
chen wir einen Umbau hin zum 
integrierten System?

Jochen Ott
Das ist eine Frage, für die wir uns 
auch von der Enquete-Kommis-
sion Antworten erhoffen. Das län-
gere gemeinsame Lernen hätte 
sicherlich auch unter Effizienzge-
sichtspunkten sehr viel Charme. 
Generell ist die Finanzierungsfrage 
aber natürlich zentral. Vieles 
scheitert schon allein daran, dass 
gar nicht mehr klar ist, welche 
Ebene für was überhaupt zustän-
dig ist und welche Geldmittel sie 
dafür zur Verfügung hat. Deshalb 
fordern wir schon seit Jahren 
einen sogenannten „New Deal“ 
in der Bildungsfinanzierung. Fakt 
ist aber: Wir brauchen dringend 
mehr Geld für die Bildung – z.B. für 
ein multi-professionelles Unterstüt-
zungssystem, für eine auskömm-

Schulsozialindex fallen jetzt über 
400 Schulen in NRW in die beiden 
höchsten Stufen, die am meisten 
benachteiligt sind. Vorher waren 
es 26. Die Frage ist also vielmehr: 
Wie reagiert die Landesregierung 
mit der Ressourcenverteilung 
ganz akut darauf?    

liche Finanzierung des schul- 
scharfen Sozialindexes, für echte 
Kostenfreiheit für Familien, für die 
Digitalisierung unserer Schulen 
und auch für intakte Schultoilet-
ten. 

Redaktion Gesamtschulen sehen 
sich gegenüber dem Gymnasium 
benachteiligt hinsichtlich Klassen-
größen, Inklusion, Lehrerversor-
gung und Lehrerbesoldung. 
Inwieweit ergreift die SPD-Fraktion 
hier die Initiative?

Jochen Ott
Das tun wir immer wieder. Es fällt ja 
auf, dass die CDU-geführte Landes-
regierung die Gesamtschulen, wo 
Inklusion und Integration ihr 
Zuhause haben, sehr stiefmütterlich 
behandelt. Das merkt man vor 
allem bei der Lehrerversorgung. Wir 
haben dazu unzählige Anfragen, 
Berichtsanforderungen und An- 
träge gestellt. Hier wird einfach 
deutlich, dass CDU und Grüne bei 
den Gesamtschulen keine Priorität 
sehen. Das wird sich erst ändern, 
wenn die SPD wieder regiert.  

Redaktion Der Zwischenbericht 
zum Schulkonsens hat auch  
Probleme aufgezeigt („Bericht an 
den Landtag Zwei Jahre Schulkon-
sens ", siehe QR-Code rechts).
Fordert die SPD einen Schlussbe-
richt oder eine Evaluation?

Jochen Ott
Der Schulkonsens ist Ende ver-
gangenen Jahres de facto aus-
gelaufen. Von der Landesregie-
rung gab es dazu kein Wort, wie 
es jetzt weitergehen soll. Im Koali-
tionsvertrag von CDU und Grünen 
steht nur, dass man den Schulfrie-
den wahren wolle. Wir fragen uns, 
auf welcher Basis das eigentlich 
passieren soll. Es gibt zahllose 
akute Probleme, die dringend 
angepackt und gelöst werden 
müssen – auch kurzfristig. Dazu 
gehören beispielsweise ein echter 
schulscharfer Sozialindex, mit 
dem wir Ungleiches ungleich 
behandeln, eine umfassende 
Lehrplanreform, die Einführung 
von Lehrerarbeitszeitkonten als 
Baustein für eine bessere Lehrer-
versorgung, ein Umdenken in der 
Lehrerausbildung, indem wir auch 
die Hochschulen für angewandte 
Wissenschaften darin einbeziehen 
und Erfolgsquoten für Universi-
täten einführen, und auch ein 
Chancenjahr für Kinder mit För-
derbedarf ab 4,5 Jahren. Wir bie-
ten der Landesregierung seit über 
einem Jahr einen neuen 
Schulkonsens hierüber an. Die 
Antwort können Sie sich denken: 
gar keine.
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